
nen Blick auf die Mitgliedstaaten und deren In­

teressenlagen werfen. Nicht beheben kann er 
die Finanzprobleme, die sich aus der Zahlungs­

moral der Mitglieder ­ und insbesondere der des 
größten Schuldners der Weltorganisation, der 
Vereinigten Staaten ­ ergeben. Seinem Ver­

such, einen revolvierenden Kreditfonds mit ei­

ner Kapitalausstattung von bis zu 1 Mrd US­

Dollar zu schaffen, um die permanente Finanz­

krise zu beheben, dürfte kein Erfolg beschieden 
sein, auch wenn ihm aufgeben wurde, bis Ende 
März seine einschlägigen Vorstellungen zu 
skizzieren. 

I . Mehr Fortune hatte er mit anderen Vorschlä­

gen, so mit dem, den Posten eines Stellvertreters 
(Deputy Secretary­General) einzurichten. Die 
Schaffung dieses Amtes ist Annans bislang be­

deutendster Reformerfolg. Gebilligt wurde dies 
in der umfangreichen, 28 Punkte umfassenden 
Resolution 52/12 B, die am 19. Dezember 1997 
ohne förmliche Abstimmung verabschiedet 
wurde. Hoffnung besteht für Annans Projekt, 
die durch Reformmaßnahmen erzielte »Ent­

wicklungsdividende« in einen Sonderhaushalt 
für Entwicklungsprogramme einzubringen, 
dessen Erstausstattung 12,7 Mil l Dollar betra­

gen soll; seine Vorstellungen zu dem neuen 
Fonds soll Annan bis Ende März präzisieren. 
Auch seine Vorstellungen zu »einem neuen 
Konzept der Treuhänderschaft«, die vor allem 
die gemeinsame Umwelt zum Gegenstand ha­

ben dürften, muß der Generalsekretär noch im 
einzelnen darlegen. Bis zur nächsten Tagung 
der Generalversammlung soll Annan weitere 
Vorschläge zu Einsparungen im Personalbe­

reich machen. 

Bereits am 12. November hatte die Generalver­

sammlung mit der ebenfalls einvernehmlich 
verabschiedeten Resolution 52/12 A einen Teil 
von Annans Paket zur Verwaltungsreform ab­

gesegnet. So wurde die im Juli vorgeschlagene 
Hochrangige Managementgruppe leitender 
UN­Bediensteter geschaffen. Sie besteht aus 16 
Teilnehmern; je nach Thema wird sie um einige 
Experten erweitert. Sie trifft sich mittwochs für 
mindestens eine Stunde und hat die Funktion ei­

nes Arbeitskabinetts. Dort werden praxisnahe 
Diskussionen geführt; hilfreich ist vor allem, 
daß mittels Videokonferenz regelmäßig auch 
leitende UN­Mitarbeiter aus Genf und Nairobi 
teilnehmen. Früher, so heißt es, habe es oft zu 
lange gedauert, bis Entscheidungen in Genf auf­

genommen und umgesetzt wurden. Durch das 
Kabinett sei die Koordination stark verbessert 
worden. »Mit Anliegen, die wir dem Generalse­

kretär nahelegen wollen, wenden wir uns nun in 
fast allen wichtigen Fragen zuerst an die Mit­

glieder dieses Quasi­Kabinetts«, sagt der deut­

sche UN­Botschafter Tono Eitel. Ersten Erfah­

rungen zufolge sei dieses Arbeitskabinett eine 
gut funktionierende Koordinationsstelle. Im Ja­

nuar 1998 hat zudem eine fünfköpfige Strategi­

sche Planungseinheit ihre Arbeit im 38.Stock 
des Sekretariatsgebäudes aufgenommen, die 
den Generalsekretär im Hinblick auf langfristi­

ge Entwicklungen beraten soll. 
Die >neue Rahmenstruktur< (die in VN 4/1997 
auf S. 147 in Form eines Schaubilds wiederge­

geben ist) hat Annan bereits umgesetzt; dafür 
war kein Votum der GeneialVersammlung not­

wendig. Annan hatte eine Anzahl von Sekreta­

riatseinheiten zu fünf Bereichen zusammenge­

faßt; Exekutivausschüsse koordinieren über­

greifende Aufgaben. 
Verwirklicht wurde auch Annans Vorschlag, 
Wien zum Zentrum für Bemühungen der UN 
um die Bekämpfung von Kriminalität, Drogen 
und Terrorismus zu machen. Die entsprechen­

den Aktivitäten sind jetzt im >Büro der Verein­

ten Nationen für Drogenbekämpfung und Ver­

brechensverhütung< zusammengefaßt. 

I I . Die Stellenbeschreibung des Stellvertreter­

postens legt die Zuordnung zum Exekutivbüro 
des Generalsekretärs fest und hebt neben der 
Funktion, den Generalsekretär in dessen Abwe­

senheit und bei bestimmten Anlässen zu vertre­

ten, die Aufgabe hervor, für die Kohärenz der 
Tätigkeiten und Programme zu sorgen sowie 
»das Profil und die Führungsrolle der Vereinten 
Nationen in den Bereichen Wirtschaft und So­

ziales zu verstärken«. Die Amtszeit des Stell­

vertreters ist an die des Generalsekretärs gebun­

den. 
Allerdings war Annan mit seinem Vorschlag 
zunächst auf Widerstand getroffen. China und 
einige afrikanische Länder argwöhnten, die 
Vereinigten Staaten wollten Annan lediglich ei­

nen Aufpasser aus dem Westen zur Seite stel­

len. Annan mußte Konzessionen machen und 
vor Verabschiedung der Resolution 52/12 В 
den Einfluß des Vize etwas beschneiden. 
Den Posten besetzte Annan mit Louise Frechet­

te, einer 51­jährigen Kanadierin. Mit ihrem neu­

en Arbeitsplatz im 38. Stockwerk, den sie An­

fang März antreten wird, ist die bisherige stell­

vertretende kanadische Verteidigungsministe­

rin bestens vertraut. Immerhin hatte Ottawa sie 
bereits zweimal an den UN­Sitz gesandt, zuletzt 
von 1992 bis 1994 als kanadische Botschafte­

rin. Aus dieser Zeit kannte sie auch Kofi Annan, 
der damals die Hauptabteilung Friedenssiche­

rungseinsätze leitete. Frechette soll ihm nun bei 
weiteren Reformvorhaben helfen. Ihr kommt si­

cher zugute, daß sie neben Kunst und Geschich­

te auch Volkswirtschaft studiert hat und Exper­

tin in Finanzfragen ist. Frechette ist im franko­

phonen Montreal geboren; fließend Englisch 
lernte sie erst, als sie im Alter von 20 Jahren 
nach Ottawa zog. Im internationalen Ambiente 
der Vereinten Nationen wird es ihr nutzen, daß 
sie zeitweise als Botschafterin in Argentinien 
stationiert war und daher auch Spanisch spricht. 
In Kanada wurde kritisiert, sie habe die Tätig­

keit eines Untersuchungsausschusses einstellen 
lassen, bevor dieser geklärt hatte, wer die Ver­

antwortung trägt für jene Verbrechen und Folte­

rungen von Zivilisten beim UN­Einsatz in So­

malia, die kanadischen Soldaten zur Last gelegt 
werden. 

In der Weltorganisation nimmt sie nun die bis­

lang höchste Position für eine Frau ein. Daß 
Annan iür den Dienstposten eine Frau suchte, 
hatte er seine Mitarbeiter frühzeitig wissen las­

sen. Bei ihrer Vorstellung korrigierte er sich im 
Januar allerdings höflich, er habe den besten 
Bewerber gesucht, und das sei nun eben zufällig 
eine Frau. Freilich wußten alle Anwesenden, 
daß Frechette nicht seine erste Wahl gewesen 
war. Die frühere norwegische Premierministe­

rin Gro Harlem Brundtland (mittlerweile desi­

gnierte Generaldirektorin der WHO) sowie Sa­

dako Ogata, die aus Japan stammende Hohe 

Kommissarin der Vereinten Nationen für 
Flüchtlinge, hatten den Posten abgelehnt. Das 
Amt, so die inoffizielle Erklärung, biete zu we­

nig Einflußmöglichkeiten. • 

Wirtschaft und Entwicklung 

Kleine Schritte in Kyoto 

SIEGFRIED BREIER 

Umwelt: Protokoll zum Klimaschutz ange­

nommen ­ Vorbehalte der USA ­ Unter­

schiedliche Reduzierungsverpflichtungen ­

Einbeziehung von Senken ­ Problematischer 
Handel mit Emissionsrechten 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in V N 4/1995 
S. 159 f. fort. Vgl. auch Martina Palm­Risse, 
Noch eine Chance für den blauen Planeten. Der 
Schutz des Weltklimas mittels des UN­Rah­

menübereinkommens, V N 4/1992 S. 122 ff. 
Text der Konvention: V N 4/1992 S. 140 ff.). 

Dem Schutz des Weltklimas durch die Ein­

schränkung des Ausstoßes von Treibhausgasen 
in die Atmosphäre soll das Rahmenübereinkom­

men der Vereinten Nationen über Klimaände­

rungen dienen. Bindende Verpflichtungen zur 
Reduzierung von Kohlendioxid (C0 2 ) und an­

deren Gasen legt es allerdings nicht fest; diese 
Aufgabe blieb den Vertragsstaatenkonferenzen 
überlassen. Die erste derartige Zusammenkunft 
fand in Berlin (28.3.­7.4.1995), die zweite 
(8.­19.7.1996) in Genf ­ anstelle des ursprüng­

lich vorgesehenen Tagungsorts Montevideo ­

statt. Während in Berlin eine Ad­hoc­Gruppe 
eingesetzt worden war mit dem Mandat, einen 
Entwurf für eine vertragliche Regelung zu erar­

beiten, wurden in Genf keine wesentlichen 
Fortschritte im weltweiten Klimaschutz mehr 
erzielt. Wichtige Entscheidungen standen erst 
auf der dritten Konferenz der Vertragsstaaten 
im japanischen Kyoto (1.­11.12.1997) an. Von 
den zu diesem Zeitpunkt 170 Vertragsparteien 
nahmen 155 teil. Die Arbeit der 1 800 Delegier­

ten wurde von 3 700 Vertretern von Nichtregie­

rungssorganisationen und rund 7 000 Medien­

vertretern begleitet. 

Ein von der in Berlin geschaffenen Ad­hoc­

Gruppe in acht Tagungen erarbeiteter Entwurf 
für ein verbindliches Abkommen zum Klima­

schutz lag der Konferenz vor. Inhaltlich waren 
zu diesem Zeitpunkt noch alle zentralen Fragen 
strittig. Formal war dagegen klar, daß in Kyoto 
keine Änderung der Klimarahmenkonvention 
beschlossen werden sollte, sondern ein eigenes 
Protokoll unter dem Dach der Klimarahmen­

konvention. Eine Änderung der Konvention 
hätte mit Dreiviertelmehrheit relativ schnell 
herbeigeführt werden können. Diesen Weg 
wollte man aber nicht gehen, weil die Befürch­

tung bestand, daß damit der 1992 in Rio de Ja­

neiro mühsam erreichte Kompromiß mögli­

cherweise wieder in Frage gestellt worden wä­

re. Diese Gefahr bestand bei einem eigenständi­

gen Protokoll zur Konvention nicht. In der 
Nacht vom 10. auf den 11. Dezember 1997 ei­
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nigte sich die Vertragsstaatenkonferenz nach 
schwierigen Verhandlungen im Konsens auf 
das Protokoll von Kyoto zum Rahmenüberein­

kommen der Vereinten Nationen über Klimaän­

derungen. 

I . Das Kyoto­Protokoll sieht erstmals in rechts­

verbindlicher Form eine Regulierung der wich­

tigsten Treibhausgasemissionen vor (Artikel 3 
Absatz 1 in Verbindung mit den Anlagen A und 
B). Die Industrieländer müssen insgesamt eine 
Reduktion um mindestens 5 vH im Zeitraum 
von 2008 bis 2012 ­ verglichen mit dem Basis­

jahr 1990 ­ erreichen. Zur Erfüllung dieses 
Ziels haben die einzelnen Industrieländer in un­

terschiedlicher Weise beizutragen. Die diffe­

renzierten Ziele liegen in einer Bandbreite einer 
Minderung von 8 vH für die Europäische Union 
und ihre Mitgliedstaaten sowie die meisten ost­

europäischen Staaten, von 7 vH für die Verei­

nigten Staaten, von 6 vH für Japan und Kanada, 
in einer Stabilisierung für Rußland und Neusee­

land und in einem erlaubten Emissionsanstieg 
um 1 vH für Norwegen, 8 vH für Australien und 
10 vH für Island. Die Zielverpflichtungen ge­

hen von unterschiedlichen Basisjahren aus. Das 
Basisjahr 1990 bezieht sich auf die Gase Koh­

lendioxid, Methan und Lachgas; für Schwefel­

hexafluorid, perfluorierte Wasserstoffe und 
wasserstoffhaltige Fluorkohlenwasserstoffe 
kann dagegen auch 1995 als Basisjahr zugrun­

degelegt werden (Art. 3 Abs. 8). 
Die insbesondere von den USA geforderte Ein­

beziehung der Entwicklungsländer in die Ver­

pflichtungen der Konvention konnte nicht 
durchgesetzt werden. Nicht einmal die Mög­

lichkeit der freiwilligen Übernahme von Ziel­

verpflichtungen durch die Entwicklungsländer 
fand im Protokoll einen Niederschlag, obwohl 
einige Entwicklungsländer ­ so die kleinen pa­

zifischen Inselstaaten ­ hierfür plädiert hatten. 
Vorgesehen ist jetzt nur eine Überprüfung des 
Protokolls mit der allgemeinen Möglichkeit der 
Weiterentwicklung von Verpflichtungen. Ob 
dieses Ergebnis dem US­Senat für eine Ratifi­

kation des Protokolls ausreichen wird, ist 
höchst zweifelhaft. Im Oktober 1997 legte der 
Senat sich mittels der sogenannten Byrd­Reso­

lution mit 95 von 100 Stimmen politisch darauf 
fest, daß er ein Klimaschutzprotokoll nicht rati­

fizieren werde, wenn die Entwicklungsländer 
nicht in das Kyoto­Protokoll einbezogen wür­

den. Damit bleiben unverändert die Industrie­

länder die alleinigen Adressaten der Redukti­

onsverpflichtungen. 

I I . Die heftig umstrittene Frage der Einbezie­

hung von Senken ­ also das Aufrechnen der 
Emissionen gegen die Bindung von Treibhaus­

gasen in sogenannter Biomasse (insbesondere 
C0 2­Bindung in Wäldern) ­ konnte erst in den 
Schlußverhandlungen im Wege eines Gesamt­

kompromisses gelöst werden. Vor allem für die 
Vereinigten Staaten war die Einbeziehung von 
Senken in das Protokoll unverzichtbar. Die EU 
war nicht grundsätzlich gegen die Einbeziehung 
von Senken, wollte jedoch vor rechtlichen Fest­

legungen zunächst die noch offenen wissen­

schaftlichen Fragen klären. Bisher gibt es noch 
keine einheitliche Methodologie, in welcher 
Weise Senken im Rahmen der Reduktionsver­

pflichtungen einbezogen werden können. Die 
Kohlenstoffspeicherung in Wäldern ist von 
ganz unterschiedlichen Faktoren abhängig, et­

wa der Art der Bäume oder der Bodenbeschaf­

fenheit. 
Trotz dieser Unsicherheiten sieht das Protokoll 
die Einbeziehung von Senken vor (Art. 3 
Abs. 3). Damit kann die Bindung von Emissio­

nen in Biomasse im Rahmen der Zielperiode 
berücksichtigt werden. Voraussetzung ist, daß 
seit 1990 Aufforstungen, Wiederaufforstungen 
oder aber auch Abholzungen stattgefunden ha­

ben respektive in Zukunft vorgenommen wer­

den. Bei der Berechnung der Emissionen im Ba­

sisjahr werden Senken dagegen grundsätzlich 
nicht angerechnet (sogenannter Bruttoansatz). 
Im Hinblick auf die geschilderten Schwierig­

keiten bei der Einbeziehung von Senken sind 
die Vertragsparteien aufgefordert, nachvoll­

ziehbare Berichte über die Berücksichtigung 
von Senken abzugeben. Auf der nächsten Ver­

tragsstaatenkonferenz sollen überdies Regeln 
und Richtlinien sowie etwaige zusätzliche Ka­

tegorien für die Berücksichtigung dieses Instru­

ments geprüft werden (Art. 3 Abs. 4). 

I I I . Im Grundsatz wurde in Kyoto auch Einig­

keit über die Möglichkeit des Handels mit 
Emissionsrechten erzielt (Art. 6, 16bis). Mit der 
Festschreibung konkreter Reduktionsverpflich­

tungen von Treibhausgasen wurde jedem Indu­

strieland im Klimaschutzprotokoll implizit ein 
bestimmtes Verschmutzungskontingent zuge­

wiesen. Denjenigen Anteil, den ein Land nicht 
selbst in Anspruch nimmt, kann es fortan einem 
anderen Industrieland verkaufen. Dadurch soll 
ein wirtschaftlicher Anreiz entstehen, möglichst 
viele Emissionen einzusparen. 
Die Verhandlungen über dieses von den Verei­

nigten Staaten massiv geforderte und von den 

Die Klima-Zukunft der Erde 
Das Ergebnis des Weltklima-Gipfels in Kyoto 
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Entwicklungsländern ebenso nachdrücklich ab­

gelehnte Instrument des Handels mit Emissi­

onsrechten waren von großer Bedeutung für den 
Gesamtkompromiß. Ohne weitere Klima­

schutzmaßnahmen würden beispielsweise die 
USA im Jahre 2010 vermutlich 35 vH mehr 
Schadstoffe emittieren als 1990. Weil die US­

Amerikaner nach dem Klimaschutzprotokoll 
darüber hinaus 7 vH weniger Treibhausgase 
produzieren wollen als 1990/95, müssen sie ins­

gesamt etwa 40 vH einsparen. Ohne die Mög­

lichkeit, Zertifikate zu kaufen, könnten die USA 
dieses Ziel wohl kaum erreichen. 
Für den Handel mit Emissionsrechten, der er­

gänzend zu nationalen Maßnahmen im Proto­

koll zugelassen wurde, sollen auf Druck der EU 
durch die nächste Vertragsstaatenkonferenz 
einheitliche Regeln verabschiedet werden, nach 
denen der Handel ablaufen kann (Art. 16bis). 
Bundesumweltministerin Angela Merkel hatte 
bereits nach Abschluß der Konferenz deutlich 
gemacht, daß Deutschland ein Protokoll nur 
dann ratifizieren werde, wenn die Regeln für 
den Handel zufriedenstellend gelöst seien. An­

sonsten könnten sich beispielsweise die Verei­

nigten Staaten in Rußland billig mit Zertifikaten 
eindecken, ohne zu Hause etwas für den Klima­

schutz tun zu müssen. Gerade Rußland kommt 
als Anbieter von Emissionsrechten in Frage. 
Dort liegen die CO^­Emissionen heute bei rund 
30 vH unter dem Niveau von 1990. Selbst wenn 
seine Wirtschaft wieder auf Touren kommt, 
wird Rußland dieses Emissionskontingent 
kaum selbst ausnutzen, sondern Teile davon 
beispielsweise den USA anbieten. 
Bisher gibt es nur wenig praktische Erfahrun­

gen mit dem Handel von Emissionszertifikaten. 
Offenbar hat sich aber dieses Instrument in den 
Vereinigten Staaten schon bewährt. Ein Gesetz 
(Clean Air Act) zwingt beispielsweise die dorti­

gen Kraftwerke dazu, ihren Schwefeldioxidaus­

stoß auf dem Niveau von 1980 zu halten. Wer 
diese Schwelle unterschreitet, darf die Diffe­

renz in Form von Verschmutzungszertifikaten 
verkaufen. Kraftwerke, für die eine Schadstoff­

senkung extrem teuer wäre, können sich auf 
jährlichen Auktionen mit zusätzlichen Rechten 
eindecken. Dank des Programms sank der 
Schwefeldioxidausstoß der US­Kraftwerke 
nach Angaben der US­amerikanischen Um­

weltbehörde bisher um über 30 vH. Statt der er­

warteten 1 500 US­Dollar pro Tonne kosteten 
die Zertifikate in diesem Jahr nur 90 Dollar. 
1997 gingen 7,2 Mill Schwefelzertifikate für 
insgesamt 648 Mil l Dollar über den Tisch. 
Wenn sich die nächste Vertragsstaatenkonfe­

renz auf die Modalitäten des Handels mit СО­,­

Emissionsrechten einigt, entstünde rasch ein 
neuer Markt in dreistelliger Milliardenhöhe. 

IV. Nach Art. 6 des Kyoto­Protokolls können 
Industrieländer im Rahmen der gemeinsamen 
Umsetzung< der Ziele Gutschriften erhalten. 
Danach werden die bei Klimaschutzprojekten 
im Ausland entstehenden Minderungen auf die 
jeweiligen Reduktionsverpflichtungen des Kl i ­

maschutzprotokolls angerechnet. Die Regelung 
trägt dem Umstand Rechnung, daß bereits in der 
Rahmenkonvention die Möglichkeit festgelegt 
ist, daß Industrieländer gemeinsame Aktivitäten 
für den Klimaschutz ergreifen. Der Grundge­

danke der Philosophie gemeinsamer Umset­

zung liegt auf der Hand. Für die Klimawirkung 
der Treibhausgase ist es völlig irrelevant, in 
welchem Land die Treibhausgase emittiert be­

ziehungsweise deren Emissionen reduziert wer­

den, da sie sich in der Atmosphäre rasch vertei­

len. Ökonomisch ist es dagegen effizient, Maß­

nahmen in den Ländern und Regionen durchzu­

führen, in denen mit einem bestimmten Budget 
die größte Emissionsreduktion erreicht werden 
kann. 
Auf der ersten Vertragsstaatenkonferenz in Ber­

lin hatte man sich zum Komplex gemeinsame 
Umsetzung auf die Durchführung einer fünf­

jährigen Pilotphase verständigt. Diese bezieht 
auch die Entwicklungsländer mit ein. Eine An­

rechnung von mit Maßnahmen der gemeinsa­

men Umsetzung erzielten Emissionsminderun­

gen auf eigene Verpflichtungen findet in der 
Zeit der Pilotphase allerdings nicht statt. Der 
Fortgang der Pilotphase wird von der Vertrags­

staatenkonferenz regelmäßig überprüft. Im Jah­

re 2000 soll sie dann abschließend bewertet 
werden. 
Der Einbeziehung der Entwicklungsländer in 
die gemeinsame Umsetzung dient bereits jetzt 
die Einrichtung eines Instruments für >saubere 
Entwicklung< (Clean Development Mecha­

nism, CDM). Auf brasilianische Initiative dran­

gen die Entwicklungsländer und die USA in 
Kyoto auf die Einrichtung dieses Instruments, 
über das Projekte in Industrie­ und Entwick­

lungsländern abgewickelt werden können. Das 
CDM soll vor allem dazu dienen, in vom Kli ­

mawechsel besonders gefährdeten Entwick­

lungsländern, etwa den kleinen Inselstaaten, 
Unterstützungsmaßnahmen zu finanzieren. Die 
Mittel hierzu und die Kosten für die Erteilung 
von Emissionszertifikaten werden über Verwal­

tungsgebühren aufgebracht, die von den Emp­

fängern der Gutschriften zu entrichten sind. Ei­

ne Anrechnung auf die Reduktionsverpflichtun­

gen des Protokolls soll erst ab 2000 möglich 
sein (Art. 12 Abs. 10). Weitere Einzelheiten zur 
Einrichtung des Mechanismus sollen auf der 
nächsten Vertragsstaatenkonferenz geklärt wer­

den (Art. 12 Abs. 7 und 11). 

V. Nach der in Kyoto erfolgten Annahme liegt 
das Protokoll vom 16. März 1998 bis zum 15. 
März 1999 am Sitz der Vereinten Nationen in 
New York zur Unterzeichnung auf (Art. 23). Es 
tritt in Kraft, wenn 55 Vertragsparteien den 
Text ratifiziert haben. Weitere Bedingung ist, 
daß die Industrieländer unter den Vertragspar­

teien mit einem Anteil vertreten sind, der 55 vH 
der 1990 von ihnen ausgestoßenen CO,­Emis­

sionen entspricht. 

V I . Eine endgültige Bewertung der Ergebnisse 
von Kyoto ist bislang nicht möglich. Die verein­

barten Reduktionsverpflichtungen der Indu­

strieländer führen zu einer tatsächlichen Ge­

samtreduktion der Treibhausgase um etwa 5,2 
vH. Nur wenn aber die anderen Fragen, etwa im 
Zusammenhang mit Senken, dem Handel von 
Emissionsrechten oder etwaigen Sanktionsme­

chanismen, zufriedenstellend gelöst sind, wird 
es auch bei einer Nettoreduzierung bleiben. Da­

her kommt der nächsten Vertragsstaatenkonfe­

renz in Buenos Aires (2.­13.11.1998) besonde­

re Bedeutung zu. 
Auch nach Buenos Aires werden die großen 
Themen ­ vor allem Umfang von Reduzie­

rungsverpflichtungen und die Einbeziehung der 
Entwicklungsländer in alle Protokollverpflich­

tungen ­ auf der Tagesordnung bleiben. Bei der 
Weiterentwicklung von Reduktionsverpflich­

tungen wird es um die Frage gehen, ob die Zie­

le der Industrieländer nicht vereinheitlicht wer­

den können. Die bisherige differenzierte Zuord­

nung von Reduktionszielen ist willkürlich. Sie 
war in Kyoto nicht sachlich begründet, sondern 
Verhandlungssache. Vorbildfunktion hatte in­

soweit der Verhandlungsvorschlag der EU. Sie 
hatte für die Industrieländer ein Reduktionsziel 
von 15 vH bis zum Jahre 2010 auf der Basis von 
1990 vorgeschlagen und wollte dieses Ziel 
selbst als organisatorische Einheit erfüllen; ihre 
Mitgliedstaaten sollten im Rahmen einer inter­

nen Lastenverteilung unterschiedliche Beiträge 
zur Zielerreichung erbringen. Mit diesem Vor­

schlag hatte die EU unfreiwillig ein Modell für 
eine Protokollstruktur geliefert, die sie in dieser 
Form gar nicht wollte, nämlich differenzierte 
Ziele zwischen allen Industrieländern und der 
EU. Es wird sehr schwer werden, im Rahmen 
der Weiterentwicklung des Protokolls die unter­

schiedlichen Reduktionsverpflichtungen wie­

der zu vereinheitlichen. Gerade aus wettbe­

werbspolitischer Sicht ist kaum denkbar, daß 
sich andere Industrieländer ihren Vorsprung 
wieder abhandeln lassen. 
Die Frage der Einbeziehung der Entwicklungs­

länder in die Reduktionsverpflichtungen des 
Protokolls scheint demgegenüber nur eine Fra­

ge der Zeit zu sein. Auch das Montrealer Proto­

koll von 1987 über Stoffe, die zu einem Abbau 
der Ozonschicht führen, regelte anfangs nur Re­

duzierungsverpflichtungen für ozonschicht­

schädigende Stoffe durch Industrieländer; erst 
1992 wurden auch die Entwicklungsländer in 
die Verpflichtungen einbezogen. Insoweit 
konnte das Montrealer Protokoll Vorbildwir­

kung für die Weiterentwicklung des Kyoto­Pro­

tokolls entfalten. • 

Verwaltung und Haushalt 

Beitragsfestsetzung weder gerecht 
noch transparent 

WILFRIED KOSCHORRECK 

52. Generalversammlung: Festlegung der 
Beitragsskala ­ Risikofaktor US­Kongreß ­

Hauptindikator BSP ­ Gewinner und Verlie­

rer ­ Mindestbeitrag um neun Zehntel ge­

senkt 

(Vgl. auch Wilfried Koschorreck, Zahlungs­

fähigkeit versus Zahlungsbereitschaft. Die De­

batte um die Beiträge zu den Vereinten Natio­

nen, V N 5/1997 S. 161ff. Siehe auch den Bei­

tragsschlüssel für den Haushalt der Vereinten 
Nationen 1998 bis 2000, S. 2Iff. dieser Ausga­

be.) 
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